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am 300 Juli 1958

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten9

“hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 300 Juli 1958

für Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des Landessc-

zialgcrichts Berlin vom 1° November 1956 wird

zurückgewicscno

Die Beklagte hat dem Kläger die außergcricht-

lichen Kosten dem Revisionsverfahrens zu er-

statteno

Von Rechts wegen„
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Der Kläger erlitt im Jahre 1936 einen Verkehrsunfall mit seinem

eigenen Motorrado Dabei büßte er das rechte Bein eino Er war

damals kaufmännischer Lehrling in dem Eisen— und Stahlwerk

VXxxxx-und gehörte als Scharführer (Sportwart) der ehemaligen

Hitler-Jugend (HJO} ano Der Unfall ereignete sich auf der

Rückfahrt ton Nauen nach seinem damaligen Wohnort Veltena In

Nauen hatte er nach seiner unwiderlegten Schilderung je eine

kurze Besorgung für seine Lehrfirma sowie für seine HJo—Dienst—

stelle zu erledigen gehabt„ Die Berufsgenossenschaft (EGO)
für reichsgesetzlichc Unfallversieherung gewährte ihm durch

Bescheid vom 250 Oktober 1938 für die Folgen des "in Diensten

der HJ„9 Gebiet 2 Kurmerk" um 26° September 1956 erlittenen
Unfalls eine Deuerrente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdEo) von 80 voHo Die Rentenzahlung ging auf die später

errichtete Eigen-Unfallversicherung (EUVO) der NSDAP übero

Am 250 Januar 1950 beantragte der nunmehr in Berlin—Steglitz

wohnende Kläger die Wiedergewährung der mit dem staatlichen

Zusammenbruch 1945 weggefallenen Unfallrente bei der Versi4

cherungsanstalt Berlin (VABO)° Diese erkannte mit Bescheid

vom 220 April 1950 aus Anlaß des erwähnten Unfalls einen

Anspruch des Klägers auf die satzungsgemäße Verletztenrente

an und gewährte sie ihm anstelle der früheren Unfallrente in

gleicher Höhe@ Dieser Bescheid wurde rechtskräftigo Auf Grund

des Gesetzes über Zulagen und Hindestleistungen in der ge—

&$zlichen Unfallversicherung und zur Überleitung des Unfall—

versicherungsrechtes im Lande Berlin (UZG) vom 290 April 1952

(BGBl„ I So 253) ging die Rentenzahlung auf die EUV° Berlin

als Ausführungsbehördc für gesetzliche Unfallversicherung übero

'Sch1ießlich gelangte die Suche auf Grund des Fremdrenten- und

Auslandsrentengesetzes (FredeG) von 70 August 1953 (BG—Bl° 1

SD 848) zuständigkeitshslber an die Beklagtco
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Diese hat nach 55 19 2 FredeG in Verbindung mit 5% 15839
1569 a der Reichsvernicherungsordnung (QVC) den Entschädi—

gungsanspruch des Klägere durch Bescheid vom 170 Juli 1954

mit der Begründung abgelehnt‚ daß ein Arbéitsunfell im

Sinne des Dritten Buches der RVO nicht verliege9 und dazu

ausgeführts Der Kläger habe den Unfall im Jahre 1956 bei

dem "Betriebe des HJo—Gebietes 2 Kurmark“ als Scherführer

und Sportwart‚ also bei einer zur Unfallzeit nicht dem

Schutz der reichsgesetzlichen Unfallversioherung unterlie-

genden Tätigkeit, erlitten° Die BG° für reichsgesetzliehe

Unfallvereiehorung habe die Rente auf Grund einer Sonder—

regelung mit der NSDAP vorgeleietet° Daran sei die Beklagte

nicht gebundeno Nach 5 5 FredeG sei ein Anspruch für einen

derartigen Unfall ausdrücklich ausgeschlossen0

Auf die hiergegen gerichtete Klage hat das Soz'elgerieht

(SGO) Berlin durch Urteil vom 110 April 1956 die Beklagte

verurteilt, dem Kläger die Unfallrente in der bisherigen

Höhe weiterzuzahlen° Es hat zur Begründung ausgeführt: Der

Anspruch des Klägers sei nach 5 17 Abs° 6 FredeG gerecht»

fertigto Die VABO habe als Vereicherungsträger—im Land Ber—

lin für ihn als Berechtigten im Sinne des 5 1 Abe° 2 FredeG

vor dem 10 April 1952 bereits die Versicherungsleistung rechts—

kräftig festgestellte Der damit erworbene Leistungseneprueh

müsse ihm nach der Regelung des FredeG ungeachtet der Vor-

schrift des 5 5 erhalten bleiben„ Es sei daher unerheblich9

ob der Unfall dem HJo—Dienst oder der Lehrlingstdtigkeit des

Klägers zuzurechnen sei° Für eine Herabsetzung der Rente be—

stehe kein Anlaß9 da es sich bei den Verletzungsfolgen auch

nach neuerlicher ärztlicher Begutachtung um einen Dauerzu—

stand handele„
!
(

Die Berufung hiergegen hat keinen Erfolg gehabto Das Lande°—

sozielgericht (LSGO) hat sich in seinem Urteil vom 10 N0v0m—

ber 1956 der Rechteeuffessung des SG0 angeschlossen und er-'
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gänzend ausgeführt: @ 5 Fremd■G könne nicht ohne Rücksicht

auf 5 17 Abs„ 6 angewandt werden„ Die Stellung dieser Ver—

schrift im Abschnitt der "Übergahgs— und Schlußvorschriften"

spreche dafür‚ daß es sich bei ihr um eine A13nahmevorschrift

gegenüber 5 5 handleo Diese Auslegung ergebe sich aus dem

Wortlaut wie auch aus dem ihr innewohnenden Zweck9 einem

Berechtigten den ihm nach 1945 wieder zuerkannten Anspruch

zu belassen„ Die Schätzung der durch die Unfallfolgen beding—

ten MdE„ des Klägers rcchtfertige die Festsetzung der Rente

in der von der VAE° gewährten Höheo

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage, über die

bei der Auslegung des % 17 Abso 6 FredeG zu entscheiden war9
hat das LSG„ die Revision zugelassen()

Das Urteil ist der Beklagten am 7° Dezember 1956 zugestellt

werden° Sie hat hiergegen am 199 Dezember 1956 Revision ein—.

gelegt und diese am 180 Januar 1957 begründet°

Die Revision.greift vor allem die Rechtseuffassung des LSGO

an9 @ 17 Abs° 6 FredeG begründe für eine nach 5 1 Abs„ 2

dieses Gesetzes berechtigte Person'den Anspruch auf Unfall—

entschädigung nach dem FredeG, auch wenn dieser an sich wegen
der einschränkenden Wirkung des 5 5 mangels Vorliegens eines

Arbeitsunfalls ausgeschlossen wäreo Sie rügt die unriohtige

Anwendung der 55 5 und 17 Abs° 6 FredeG und macht geltend:

Das LSGO habe verkenntp daß @ 17 Abs° 6 als Ausnahmebcstimnung

hinter die grundlegende Vorschrift des 5 5, durch den eine

zu weitgehende Entschädigung der sogenannten NSDAP—Unfälle ent—

sprechend dem Willen des Gesetzgebers eingedämmt werden solle9

zurücktreten müsse0 Mit diesem gesetzespolitischen Zweck sei

die Ansicht der Vorinstanzen9 durch 5 17 Abs° 6 solle in jedem

Falle der Besitzstend gewahrt werden, nicht vereinbar° Ent—

felle der Entschädigungsenspruch des Klägers aber nach 5 5‚

so sei die Beklagte im vorliegenden Streitverfahren nicht

passiv lcgitimierto
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Die Beklagte beantragt,

unter Arfhebung der Entscheidungen des SG°

und des LSG° die Klage abzuweiseno

Der Kläger beantragt9

die Revision zurückzuweisen,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent«

seheidung an das LSG° zurückzuverweisén°

Er tritt dem Vorbringen der Revision unter Hinweis auf das

angefochtene Urteil entgegeno .

II

Die vom LSGo z% e assene Revision ist nach 5 162 Abso 1 Nr° 1

des Sozialgerichtsgee et? es (SGG) stet thaft9 auch form— und

fristg ereeht eingelegt und begründet werden; sie hatte je—

doch keinen Er f0183

Der Kläger9 der sich ständig im Land Berlin aufhält und von

der EUV„der NSDAP‚also einemnicht mehräbestehendenVer—
sicherungsträgcr9 bis zum staatlichen Zustmmenbrueh 1945

Unfallrente bezogen hat‚ gehört zu den naeh @ 1 Abso 2

FredeG berechtigten Personen9 denen auf Antrag nach den

55 2 bis 6 dieses Gesetzes Leistungsansprüche gegen einen

nach 5 7 desselben Gesetzes zustendigen Versicherungsträ-

ger im Bundesgebiet oder im Land Berlin zustehen° Ob er

Anspruch auf Versicl erun3sleistungen auf Grund einer der

angeführten Vorschriften hat, läßt sich nach dem bisher

festgestellten Seehverho.lt nicht abschl eßend beurteilen9

‚ da nicht geklärt ist9 ob der Unfall einer versicherten Tätig-

keit zuzurechnen waro Dies konnte indeessen unentschieden

bleibeno In Übexeinstimmung mit den Vorinstanzen ist auch

der.erkennende Senat der Auffassung, daß sich der Renten—

ansprueh des Klägers unabhängig von den 1spruehsvorausset—
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-6—

zungen des © 5 FredeG aus.é 17 Abso 6 dieses Gesetzes ergibt°

Nach dieser Vorschrift gilt eine von einem Versicherungsträger

im Bundesgebiet oder im Land Berlin für einen Berechtigten

im Sinne des @ 1 Abs„ 2 FredeG am 10 April 1952 bereits

rechtskräftig festgestellte Leistung als eine solche im Sinne

des I‘redeGo Dies bedeutet, daß der Berechtigte ohne Rücksicht

daraufQ ob er die Leistungsvora ssetzungen des Fremdrentenrechts

ganz oder teilweise erfüllt9 Anspiuch auf Weitergewährung der

ihm bis zum 10 April 1952 zuerkannten Leistungen hat, wenn nur
den in 5 17 Abs° 6 FredeG vorgesehenen besonderen Erforder—

nissen genügt ist() Das ist hier der Falle Durch den Bescheid

der VABO vom 220 April 1950 wurde eine Leistung im Sinne dieser

Vorschrift zu Gunsten des Klägers rechtskräftig festgestellt()

Die VAEo führte als Einheitsvcrsicherungsanstalt zur Zeit des

Bescheiderlasses die Sozialversieherung im Land Berlin durcho

Wenn für sie auch nur enge satzungsmäßige Leistungsvorsehriften

bestandenQ so war sie doch der ordnungsmäßige Versicherungs—

träger auch für die gesetzliche Unfallversidherung im Land

Berlin() n dieser Eigenschaft erließ sie am 220 April 1950

einen förmlichen Bescheid9 der - wie die Revision selbst nicht

bezweifelt — eine rechtskräftige Rentenfeststcllung enthielto

Der Umstand? daß anstelle der Irühreren Unfallrentc nunmehr

ein Anspruch auf die sstzungsmäßige Verletztenrente anerkannt

wurdeo stellt die Anwendbarkeit des 5 17 Abs„ 6 FredeG nicht’

in Fregeo Zwar ist die Verletztenrente eine Rente eigener Art9

für die beispielswiese nach Wiedereinführung der EVO im Land

Berlin nicht die Vorschriften über die vorläufige Rente an—

‚wendbar sind (80le0 EVO @ 1585 Bla Au 2 Nr° 4); gleichwohl

handelt es sich auch bei ihr um eine echte Versiderungsleistung‚

jedenfalls nicht umcäne bloße Fürsorgeleistung‚ auf die kein

Anspruch besteht und die deshalb auch nicht Gegenstand eines

reehtskräftigen Bescheids im Sinne des @ 17 Abs° 6 FredeG

sein kann (vglo‚Bre kmann, Handbuch der Sozialversicherung9

Stand 1501o19589 Bd0 I S() 294 k IIZ/IV; Hoernigk-Jahn—Wicken—

hagen9 Kommo zum FremdP-.G9@ 17 Anno 22 c)o
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Der Auffassung der Beklagten; der Kläger könne gegen sie

aus der besonderen Vorschrift des 5 17 Abs() 6 FredeG kei—

nen Entsehädigungsans>ruch herleiten9 weil ihre Leistungs—

pflicht ausschließlich nach der grundlegenden Vorschrift

des 5 5 dies s Gesetzes zu beurteilen sei‚ vermochte der

erkennende Senat nicht beizutretcno Das FredeG regélt die

Ansprüche von Berechtigten, die infolge der seit 1945 ein—

getretenen völker— und stautsrechtliehen Verhältnisse Ein—

bußen in ihren Versicherungsrechten erlitteno Im allgemei-

nen werden auf Grund dieses Gesetzes nach Maßgabe der 55

2 bis 6 durch die in @ 7 bezeichneten Versicherungsträger

Leistungen neu festgestellte Nicht in dieser Weise ist zu

verfahren in den Fällen„ in denen vor
den 10 April 1952 be—

reits von einem Versicherungst*äger im Bundesgebiet oder im

Land Berlin Versicherungsleistungen rechtskräftig festge-

stellt werden sindo Bei diesen vor dem Inkrafttreten des

Fremth festgestellten Leistungen soll es nach 5 17 Abso 6

Freder ohne Rücksicht darauf bewenden, ob die allgemeinen

Leistungsvoraussetzungen gemäß 55 2 bis 6 dieses Gesetzes

erfüllt sind (@ 17 Abso 6 Satz 2 sosaoo)a Bescheide, durch

die bis zum 10 April 1952 Versicherungsleistungen bereits

festgestellt werden wareng haben gemäß 5}17 Abso 6 FredeG

die Wahrung des Besitzstandes des Berechtigten
zur Folgeo

Dies ist auch im Sehrifttum allgemein anerkennt (Brackmann

aoaooo; Das Deutsche Bundesrecht9 Arbeits— und Sozialrecht‚

VE/29‚ So 279 Erläuterungen zu 5 17 FredeG; Hoernigk—Jahn—
Wickenhagen_n°aoo°‚ Anno 25 zu 5 17 Absoi6)o Diese Ausle—

gung des @ 17 Abs° 6 wird? wie die Vorindtanzen zutreffend

Asusgefuhrt haben? durch die gesetzliche Regelung in 5 39

des Gesetzes zur Anpassung des Rechts der Sozialversieherung

in Berlin an das in der Bundesrepublik Eeuischlsnd geltende

Recht (ssme) vom 30 Dezember 1950 Wenn l s„ 542) und in
@ 18 UZG gestützt0 Hit r‘ieeht vertritt hierzu das Berufungs—

gericht die Auffassung„ daß in der sozislversieherungsreeht-

lichen Gesetzgebung der Nachkriegszeit die Absicht erkennbar
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sei9 den Rentenberechtigten die seit 1945 erlangten Rechte

zu erhalteno und daß die Annahme begründet sei9 auch bei 5 17

Abs() 6 FredeG gehe es um die Besitzstandswahrungo Für die

Richtigkeit dieser Auffassung spricht auch der Umstand9 daß

in Abs() 7 des 5 17 FredeG diese Abeieht hinsichtlich der am

10 April 1952 bereits gewährten Auslandsrenten klar zum Aus"

druck gebracht ist‚ Im übrigen ist damit ein im Rechtsleben..

anerkannter Grundsatz verwirklicht0 Zu dem Ergebnis‚ daß @ 17

Abso 6 mit Vorrang vor @ 5 FredeG anzuwenden ist, führt auch

die Überlegung? daß es sich bei jener Vorschrift um eine Über—

gengsregelung handelto Durch sie soll die Wahrung übergeord—

neter Interessen9 2030 der Rechtssicherheit? gewährleistet

sein„ ein Ziel also9 welches auch durch die Aufrechterhaltung

bereits festgestellter Leistungsansprüche erreicht wird° Die

Meinung der Revision9 daß wegen der Besonderheit der von der

EUV„ der NSDAP entschädigten Unfälle die Entschädigungsansprüche

gemäß 5 5 FredeG-schlechthin ausgeschlossen seien9 wenn kein

Arbeitsunfall vorliegt‚ ist nicht überzeugendo Bei-dem klaren

Wortlaut des 5 17 Abso 6 FredeG hätte es einer im Gesetz be—

sonders zum Ausdruck gebrachten Einschränkung seiner Anwendbar—

keit bedurft9 wenn Unfälle im Dienst der NSDAP ungeachtet dieser
Übergangsvorschrift nicht mehr entschädigt werden sollteno

Nach alledem war die Beklagte an den Bescheid der "IAB° vom

220 April 1950 gebunden9 soweit darin die Pflicht zur Ent—

schädigung des Unfalls des Klägers aus dem Jahre 1936 aner-

kannt werden ist (Brackmann 303000; 80 294 k V)o Ihre Zue

ständigkeit zur Entschädigungsleistung folgt aus @ 7 Abso 1.

Nr„ 1 Satz 3 FredeGo

Die ?eststcllung des LSG°9 daß die Unfallfolgen noch eine

IidEo von 80 deo bedingen, ist bedenkeni’rei9 überdies von
der Revision auch nicht enge riffen werdeno

Die Revision der Beklagten war somit als unbegründet zurück—

zuweisen°
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